
Bakun - Gerichtsentscheide 
und finanzielle Probleme

Ekran Bhd, der Bundesre­
gierung und der Landesregie­
rung vom Bundesstaat Sara­
wak ist es gelungen, einen 
Gerichtsentscheid vom Juni 
letzten Jahres umzustoßen, 
nach dem die Durchführung 
des Bakun Hydroelectric Pro- 
ject die Rechte der indigenen 
Bevölkerung mißachtet und die 
Bundesumweltgesetze verletzt 
(vgl. SOAI 3/96 S. 34). Das 
Berufungsgericht hat im Fe­
bruar entschieden, daß die 
rückwirkende Änderungen des 
Bundesumweltgesetzes 
Federal Environmental Quality 
Act 1985 -, gültig sind, wo­
nach Sarawak sich nur nach 
seinen eigenen Umweltge­
setzen zu richten hat, in denen 
eine öffentliche Information 
oder Anhörung nicht vorge­
schrieben ist. Es hat außer­
dem erlassen, daß die einhei­
mische Bevölkerung in den 
Augen des Gerichtes keinen 
Grund zur Beschwerde habe, 
da die Zahlung von Abfin­
dungen für den Umzug ge­
währleistet sein würde, und sie 
somit kein "Leid” zu ertragen 
hätten. Premierminister Ma- 
hathir begrüßte diesen Ent­
scheid und brachte zum Aus­
druck, daß es nunmehr keine

Hindernisse mehr für einen 
reibungslosen Ablauf beim 
Bau und der Durchführung des 
M$ 15 Mrd. Projekts geben 
würde.

Trotzdem scheint es ein 
schwerwiegendes Problem 
gewesen zu sein, die nötigen 
Gelder auf dem lokalen und 
internationalen Markt aufzu­
treiben. Der Gang einer 
Tochtergesellschaft, die Bakun 
Hydroelectric Corporation 
(BHC), an die Börse von Kuala 
Lumpur, sollte bereits im April 
letzten Jahres stattfinden, ist 
aber auf einen späteren Zeit­
punkt in diesem Jahr ver­
schoben worden. Die Ge­
richtsverhandlung mag ein 
Hindernis gewesen sein, aber 
die Zurückhaltung einiger In­
vestoren und Kreditgeber ge­
genüber der Finanzierung des 
umstrittenen Projektes, ist 
ebenfalls ein entscheidender 
Punkt. Die Bundes- und Sa­
rawak-Regierungen wurden 
dazu gezwungen, Anteile von 
BHC zu erwerben, entweder 
direkt oder durch Agenturen, 
wie den Rentenkassen (trotz 
vorangegangenem heftigen 
Abstreiten, daß solche Gelder 
für Bakun benötigt würden) 
oder durch staatlich kontrol­

lierte Unternehmen, wie 
Tenaga Nasional. Die erwar­
tete Bereitstellung von etwa 
M$ 8 Mrd. durch den Verkauf 
von vier Mrd. BHC Aktien zu 
jeweils M$ 2, ist nun vorerst 
auf den Verkauf von Aktien im 
Gesamtwert von M$ 1,5 Mrd. 
geändert worden. Ähnlich 
haben sich auch die Pläne für 
Ekran selbst ständig geändert. 
Keine der Maßnahme hat auf 
die größeren internationalen 
Finanzinstitutionen vertrauen­
erweckend wirken können, die 
das Projekt vermutlich als sehr 
riskant ohne besonders viel­
versprechende Gewinne ein­
schätzen. Die Fortführung ei­
ner starken lokalen und inter­
nationalen Kampagne gegen 
das Projekt hat dafür gesorgt, 
daß es immer schwieriger 
wurde, die Wahl für eine sol­
che Investition zu rechtferti­
gen.

Nichtsdestotrotz geht der 
Bau des Damms voran, und 
die 9000 Einheimischen wer­
den ab Juni dieses Jahres 
zwangsweise umgesiedelt 
werden, um Platz für das Pro­
jekt zu machen. Die Schwe­
disch-Schweizerische Firma 
Asea Brown Boveri (ABB), 
welche den Hauptzuschlag an 
dem Projekt bekommen hat, 
hat nicht auf die Kritiker rea­
giert, die fragten, welche Um­
weltuntersuchungen erfolgt

seien und welche Umwelt­
schutzmaßnahmen für das 
Projekt eingesetzt werden 
sollen. Es ist möglich, daß sie 
sich völlig auf Ekrans Um­
weltverträglichkeitsstudie ver­
lassen haben, welche keine 
öffentliche Anhörung zuließ 
und bekannt dafür ist, die in­
ternationalen Kriterien für 
solch ein riesiges Projekt nicht 
zu erfüllen.

In der Tat bedeutet die 
Rechtsprechung nicht nur, daß 
die Einheimischen des Ge­
bietes kein Recht darauf ha­
ben die Pläne zu begutachten, 
die auf traumatische Weise ihr 
Leben völlig verändern wer­
den, sondern auch, daß die 
Bundesumweltgesetze nun 
unwirksam sein könnten. Die 
Bundesstaaten haben schon 
lange die Ansicht vertreten, 
daß die Umweltgesetze sie 
daran hinderten, ihren Staat so 
zu entwickeln, wie sie es für 
richtig halten. Wenn die Ent­
scheidung bestehen bleibt, 
werden sie zweifellos ihre ei­
genen, weniger strengen Um­
weltgesetze verabschieden, so 
wie es bereits in Sarawak ge­
schah. Auf jeden Fall kann 
davon ausgegangen werden, 
daß der Fall nochmal in Beru­
fung vor dem Bundesgericht 
verhandelt wird.

vgl. NST 18.2.97; Coalition ofConcer- 
ned NGOs on Bakun, 17.2.97

Probleme bei 
Bankenfusionen

Die Hoffnung der Regierung, 
daß der Bankensektor sich 
aufgrund der im Januar be­
kanntgegeben Empfehlungen 
der Bank of Malaysia (Bank 
Negara) konsolidieren würde, 
hat einen Rückschlag erlitten. 
Örtliche Banken wurden auf­
gefordert, sich zusammenzu­
schließen, um effektiver auf 
dem globalen Markt agieren zu 
können, und einige mögliche 
Fusionen wurden vorgestellt. 
Aber Probleme dabei sind 
aufgetaucht. Die Oriental will 
sich nicht mehr mit der Sime 
Bank vereinigen, und die 
Pacific Bank hat kein Interesse 
mehr, sich mit dem malaysi­
schen Zweig der Overseas- 
Chinese Banking Corporation 
zu verbinden. Übrig bleibt die 
erfolgreiche Fusion der DCB 
Holdings mit der Kwong Yik 
Bank. Damit bleibt der Ban­
kensektor aber noch immer 
stark zersplittert.

vgl FEER 9.1.97; 13.2.97
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Selangors Ministerpräsident 
in Australien verhaftet

Die Verhaftung Muhammad 
Taibs, Ministerpräsident des 
Bundesstaates Selangors, am 
Flughafen von Brisbane, wobei 
er 950.000 U$ in drei Wäh­
rungen bei sich trug, hat wie­
der die Aufmerksamkeit auf 
die Ausmaße der Geldpolitik in 
den oberen Etagen der Par­
teien der Regierungskoalition 
Barisan Nasional gelenkt. Taib 
wurde festgehalten, als er 
versuchte, die hohe Summe 
ohne Deklarierung außer 
Landes zu schaffen, und 
wurde wegen dieses Verge­
hens gegen das australische 
Gesetz angeklagt.

Seine Erklärungsversuche, 
warum er soviel Geld über die 
Grenze bringen wollte, grenz­
ten ans Phantastische und 
waren in der malaysischen 
Öffentlichkeit wenig überzeu­

gend. Die Tatsache, daß Taib 
einer der drei UMNO-Baru- 
Vizepräsidenten ist und daß 
der letzte UMNO-Baru-Par- 
teitag wegen Mahathirs Trä­
nenausbruch angesichts der 
Korruptionsentwicklung in der 
Partei in Erinnerung geblieben 
ist, gibt dem Fall eine beson­
dere Bedeutung. Die Ge­
richtsverhandlung in Australien 
findet am 21. März statt; Taib 
droht eine Geldstrafe von 
10.000 A$ oder fünf Jahre 
Gefängnis. Für manche Ma­
laysier ist die gewichtigere 
Frage seine grundsätzliche 
Verantwortlichkeit gegenüber 
der Öffentlichkeit: "Es wird 
Zeit, daß die Malaysier einige 
wirkliche Antworten erhalten", 
was die Geschichte des 
Geldes angeht.

vgl. FEER 9.1.97; Aliran 16(10

Malaysisch-thailändische Beziehungen
Spannungen an den Gren­

zen beeinträchtigen auch die 
thailändisch-malaysischen 
Beziehungen. Thailändische 
Beamte haben malaysische 
Behörden beschuldigt, die 
Auslieferungsbegehren von 
thailändischen Terroristen zu 
langsam zu bearbeiten. Man 
ist ebenfalls verärgert über 
den Bau einer Mauer auf ma­
laysischer Seite und den An­
schuldigungen, daß südasia­
tische illegale Immigranten 
über Thailand nach Malaysia 
einreisen. Einer der Konflik­
tursachen ist Ismail Thanam, 
Mitglied der Pattani United 
Liberation Organisation (PU- 
LO), der im Oktober letzten 
Jahres in Malaysia zusammen 
mit etwa drei weiteren mut­
maßlichen Terroristen verhaf­
tet wurde wegen angeblichen 
Besitzes von Sprengstoff.

Trotz thailändischer Gesuche 
ihn auszuliefern, erklärten ma­
laysische Behörden, daß Tha­
nam ein malaysischer Staats­
bürger sei, der nur Feuer­
werkskörper bei sich hatte und 
auf Kaution freigelassen wur­
de.

Die PULO ist eine der se­
paratistischen Muslimorgani­
sationen, die in den südlichen 
thailändischen Grenzprovinzen 
arbeiten. Die thailändischen 
Behörden erwarten von ihrer 
malaysischen Gegenseite 
Mithilfe bei der Verhinderung 
von Aktionen solcher Gruppen. 
Sie erinnerten dabei an die 
Rolle der thailändischen Ar­
mee bei der Beendigung des 
bewaffneten Konfliktes der 
malaysischen Regierung mit 
der Kommunistischen Partei 
Malayas.

vgl. Bangkok Post, 29.10.96; FEER 
30.1.97

Anstieg der HlV-Positiven
Im Durchschnitt werden je­

den Tag 12 neue HlV-Positiv- 
Fälle gemeldet und durch­
schnittlich sterben alle drei 
Tage zwei Menschen an AIDS, 
so melden es die kürzlich ver­
öffentlichten Zahlen des Ge­
sundheitsministeriums. Die 
Zahlen präsentieren einen 
400%igen Anstieg verglichen 
mit den Werten vor fünf Jahren 
und geben als HIV-Träger 
eine Anzahl von 17.500 an,

mehr als 70 % konsumieren 
intravenöse Drogen. Die ma­
laysische Regierung hat einen 
Vier-Jahres-Plan aufgestellt, 
um AIDS zu bekämpfen. Dazu 
gehört eine breite Öffentlich­
keitskampagne und die Ein­
beziehung der Unterstützung 
von Nichtregierungsorganisa­
tionen im Bereich der Bildung, 
Beratung und Aufdeckung.

vgl ST 30.11.96

Vorgehen gegen NRO
Es gibt Befürchtungen, daß : 

die Regierung gegen kritische r 
Nichtregierungsorganisationen 
(NRO) vorgehen will, um sie < 
mundtot zu machen. Drei 1 
Razzien führten die Behörden i 
bei NRO-Büros am 14.1. i 
durch, zwei weitere wurden ; 
angekündigt. "In letzter Zeit ' 
stellen wir fest, daß NROs zum < 
Nutzen einiger Individuen I 
ausgenützt wurden, um die i 
Polizei zu kritisieren und die i 
Souveränität des Landes in ’ 
Mißkredit zu bringen, ohne 
dabei die Konsequenzen für i 
den Staat zu bedenken", so ’ 
wurde der stellvertretende \ 
Innenminister, Megad Junid, s 
zitiert.

Dies ist die Folge von NRO- i 
Aktivitäten in der letzten Zeit, i 
wie die Aufdeckung der Le- : 
bensbedingungen in Intemie- I 
rungslagern für Arbeitsmi- < 
granten durch Tenaganita, die : 
Örganisierung der Asia Pacific > 
Conference on East Timor 1 
(APCET II), der Kampagne : 
einer Koalition von 39 NROs i 
gegen das Bakun-Wasser- i 
kraft-Projekt und das ange­
kündigte "Volkstribunal11 über : 
den Mißbrauch von Polizeige­
walt. Letzteres wurde abge­
sagt, als die Polizei mit der 
Anwendung des Gesetzes zur 
Inneren Sicherheit (Internal

Security Act = ISA) die Ver­
anstalter bedrohte.

Kritiker weisen darauf hin, 
daß NROs heute mit einer kri­
tischeren Stimme sprechen als 
die oppositionellen Parteien, 
und die Regierung sie gern 
zum Schweigen bringen 
würde. Eine Taktik ist es, 
darauf zu bestehen, daß 
NROs sich nach dem Ver­
einsrechtes (Societies Act) 
registrieren lassen müssen, 
wodurch der Regierung 
strenge Kontrollmöglichkeiten 
über den Aufbau und die Akti­
vitäten jeder Organisation 
gegeben sind. Viele NROs 
sind momentan als Firmen tä­
tig, was von der Regierung 
moniert wird. Aktivisten ver­
teidigen das Recht von NROs 
sich als Firma registrieren zu 
lassen, nicht zuletzt weil es im 
Grunde genommen Men­
schenrechtsgruppen oder 
anderen Interessenvertre­
tungsgruppen unmöglich ist, 
sich als Verein registrieren zu 
lassen. So wartet zum Beispiel 
eine malaysische Amnesty- 
International-Gruppe schon 
seit fünf Jahren und hat bis 
heute noch nicht die Erlaubnis 
bekommen, tätig zu werden. 

vgl. Aliran 16 (9); Watch/IFEX 17.1.97)

Oberster Parteirat von UMNO-Baru
Die Auswahl von 13 Mit­

gliedern für den Obersten 
Parteirat (Supreme Council) 
von UMNO-Baru durch Pre­
mierminister Mahathir, bewer­
teten Beobachter als eine Mi­
schung aus Überraschung und 
Mäßigung. Überraschend, daß 
Mahathir es ablehnte, einen 
Sitz an irgendein Mitglied der 
früheren Semangat 46 zu ver­
geben (insbesondere an ihren 
Führer, den ehemaligen Fi­
nanzminister Tengku Raza- 
leigh) - trotz deren Rückkehr 
zur UMNO Baru mit mehr als 
200.000 Mitgliedern Anfang 
letzten Jahres (vgl. SOAI 3/96 
S. 32). Gemäßigt, da er Brüs­
kierungen gegen die Anhänger 
des stellvertretenden Premier­
ministers Anwar Ibrahim damit 
abschwächte, daß Saburuddin 
Cik zum Generalsekretär der 
Partei ausgewählt wurde. An- 
wars Lager hatte eine stärkere 
Richtungs-Wahl erwartet, zum 
Beispiel die des Mahathir-Lo- 
yalisten und ehemaligen Mini­

sterpräsidenten von Malakka, 
Rahim Thamby Cik. Der 
Oberste Parteirat als höchstes 
politisches Exekutivorgan hat 
45 Mitglieder, von denen 32 
auf dem Parteitag im letzten 
Oktober gewählt wurden.

Damals wurde deutlich, daß 
Mahathir die Partei fest in 
seiner Kontrolle hat, und Ana­
lysen lassen darauf schließen, 
daß Mahathirs Unterstützung 
für Anwar als seinen Nach­
folger in den Wahlen des 
Obersten Parteirates bestätigt 
wurde. Tengku Razaleighs 
Chancen für eine Wiederwahl 
erlitten einen Rückschlag als 
die Parteien der Regierungs­
koalition Barisan Nasional 
(Nationale Front) eine Nach­
wahl in Macang, Kelantan an 
die Parti Islam Malaysia (PAS) 
verlor - ein Mandat, von dem 
Razaleigh gehofft hatte, es an 
seine alte Partei zurückgeben 
zu können.

vgl. FEER 12.12.96; 16.1.97
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Nachspiel ÄPCET Si
Nach der Sprengung der 

Zweiten Asia-Pacific Konfe­
renz über Osttimor (Asia Paci­
fic Conference on East Timor 
= APCET II) im letzten No­
vember, verursacht durch 
Hooligans, die von Mitgliedern 
der Jugendorganisationen der 
Regierungsparteien angeführt 
wurden (vgl. SO AI 4/96 S. 35), 
der ironisch wirkenden Ver­
haftung und dem Arrest bzw. 
der Ausweisung der Teilneh­
mer durch die Polizei, statt der 
Randalierer, sind inzwischen 
alle Anklagen gegen die Teil­
nehmer fallengelassen wor­
den. Vier Mitglieder der 
Gruppe, die die Konferenz 
gesprengt hat, müssen sich 
vor Gericht verantworten. 
Nach Meinung vieler Beob­
achter ist diese Entscheidung 
zu spät gefallen, um die welt­
weit negative Berichterstattung 
über die malaysische Regie­
rung und ihren Standpunkt zur 
Konferenz und zu Osttimor zu 
beenden.

Protestbriefe aus der gan­
zen Welt wurden den malay­
sischen Premierminister ge­
schickt, die die gewaltätige 
Behinderung eines friedlichen 
und legalen Treffens verur­
teilten. Wie es Jose Ramos

- Anzeige -

Horta ausdrückte: "Das Pro­
blem von Osttimor ist ein Pro­
blem, das den asiatischen 
Bürgern gehört, und beson­
ders den Völkern und Regie­
rungen des südostasiatischen 
Raumes. Nur eine offene 
Diskussion und der Austausch 
von Ideen über die mögliche 
Beendigung des Osttimor 
Konflikts kann den beteiligten 
Regierungen ihre Glaubwür­
digkeit zurückgeben."

Die malaysische Regierung 
hat sich allerdings nicht für 
ihre Handlungen entschuldigt, 
und in der Tat ist es möglich, 
daß die Polizei gegen einige 
der Teilnehmer Strafverfahren 
wegen der Verbreitung "fal­
scher Informationen" einleiten 
wird - die gleiche Anklage, die 
gegen eine andere Nichtregie­
rungsorganisation (NRO) vor­
gebracht wurde, wegen der 
Veröffentlichung von Lebens­
bedingungen in Internierungs­
lagern für Arbeitsmigranten. 
Gleichzeitig überlegt sich eine 
Gruppe von betroffenen NRO, 
gerichtliche Schritte gegen 
diejenigen einzuleiten, die die 
Konferenz gesprengt hatten.

vgl. Aliran 16 (10); November 9 Civil 
Rights Group Press Statement, 30.1.97
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Zweiter industrialisierungsplan
Ein 10-Jahres-lndustriali- 

sierungsplan wurde Ende 
letzten Jahres in Gang ge­
setzt, um Wirtschaftswachs­
tum für das nächste Jahr­
hundert zu sichern. Der Plan 
betont die Notwendigkeit von 
"cluster"-Entwicklung, wobei 
kleine und mittlere Unterneh­
men an Entwicklung und 
Produktion in bestimmten in­
dustriellen Bündelungen zu­
sammen mit den größeren 
Multinationalen beteiligt wer­
den. Acht 'Clusters' (Bünde­
lungen) wurden genannt, ein­
schließlich Elektronik-, Textil- 
Holz-, Transport- und Agrar­
industrie. Außerdem wird dar­
auf Wert gelegt, von einer ar­

beitsintensiven Industrie weg­
zukommen, hin zu einer kapi­
talintensiven und hochtechno­
logischen Industrie, zum Teil 
um dem momentanen Arbeits­
kräftemangel entgegenzutre­
ten. Dies führte nicht nur zu 
einen Mangel an höheren 
Qualifikationen, sondern auch 
zu einer Schwächung der Ab­
hängigkeit von ausländischen 
Arbeitskräften. Einer der 
Schwerpunkte wird die Auto­
produktion und die Informa­
tionstechnologie - die Ent­
wicklung des Multimedia Su­
per Corridor (siehe S. 34ff) 
eingeschlossen - sein.

vgl. ST 30.11.96

Zwischenfälle an der Grenze 
Malaysia-Indonesien

General Feisal Tanjung, 
Oberkommandierender der 
indonesischen Streitkräfte, 
bestätigte, daß zwei indone­
sische Soldaten in einer 
Schießerei mit malaysischem 
Militär im Dezember getötet 
wurden. Weitere Details seien 
jedoch unklar. E wurde nur 
bestätigt, daß es sich um zwei 
Marineunteroffiziere handelt. 
Der General lehnte es ab, 
genaue örtliche Angaben zu 
machen und dementierte, daß 
der Zwischenfall irgentetwas 
mit den umstrittenen Inseln 
Sipadan und Ligitan zu tun 
hätte.

Währenddessen kam es in 
Kalimantan zu schweren 
Rassenunruhen zwischen den 
indigenen Dayak und Migran­

ten aus Madura, einer Insel 
vor Ostjava. Alle Grenzüber­
gänge zwischen Indonesien 
und Malaysia wurden darauf­
hin gesperrt. Inoffizielle 
Schätzungen gehen von 200 
Toten aus. Den Malaysiern 
liegt viel sehr daran zu ver­
meiden, daß ihre Dayakbe­
völkerung in irgendeinen Kon­
flikt hineingezogen wird, und 
zu verhindern, daß Indonesier 
Zuflucht auf der malaysischen 
Seite suchen. Als 87 Indone­
sier Anfang Februar die 
Grenzabsperrung überkletter­
ten, waren die Malaysier 
schnell dabei, sie zurückzu­
schicken.

vgl. AP 3.2.97, Dow Jones Business 
News 11.12.96

Putrajaya
Von allen Regierungsmini­

sterien, außer dem Arbeitsmi­
nisterium und dem Ministerium 
für Internationalem Handel und 
Industrie, wird erwartet, daß 
sie Mitte 1998 in die neue 
Verwaltungshauptstadt, Pu­
trajaya umziehen. Putrajaya 
wird 35 km südöstlich von 
Kuala Lumpur für acht Mrd. U$ 
gebaut.

vgl. FEER 13.2.97

Malaysische
Ausiandsinvestitionen

Laut Angaben eines Regie­
rungsbeamten in Kuala Lum­
pur investierten malaysische 
Unternehmen 1996 fast 4,8 
Mrd. U$ im Ausland. Das ent­
spricht fast dem Doppelten der 
für 1995 berechneten Summe. 
Zwischen 1990 und 1995 wa­
ren es insgesamt 21 Mrd. M$.

vgl. FEER 23.1.97
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